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Aktz.: 61 26 - Ob 68 
 
 
 
 
„Weidmannstraße (O 68)“ 
 
 
 
I. Vermerk  
 
 über die Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 
 

A) Formalien 
 
 Dauer des Anhörverfahrens:  22.02.2016 bis 01.04.2016 
 Anzahl der beteiligten TÖB:  37   
 Anzahl der Antworten von TÖB:  17 
 __________________________________________________________________ 
 
 
 Folgende Träger öffentlicher Belange teilen mit, dass ihre Belange nicht berührt sind 

bzw. keine Stellungnahme erforderlich ist: 
 

• 10 - Hauptamt, Frauenbüro, E-Mail vom 09.03.2016 

• 80 - Amt für Wirtschaft und Liegenschaften, Schreiben vom 09.03.2016 

• Ortsbeirat Mainz-Oberstadt, Niederschrift über die nicht öffentliche Sitzung am 
09.03.2016  

• Deutsche Telekom Technik GmbH, E-Mail vom 22.03.2016 
• Landeshauptstadt Mainz, Dezernat für Soziales, Kinder, Jugend, Schule und Ge-

sundheit, Schreiben vom 23.03.2016 
• 60 - Bauamt, Abt. Denkmalpflege, Schreiben vom 23.03.2016 
• Stadtwerke Mainz Netze GmbH, Schreiben vom 07.04.2016 
• QSC AG, E-Mail vom 24.05.2016 

 
 
 
 
 
B) Anregungen aus dem Anhörverfahren  
 

1. 60 - Bauamt, Abt. Vermessung und Geoinformation (Umlegungsstelle und 
Stelle für die Partnerschaftliche Baulandbereitstellung) 

 - Schreiben vom 25.02.2016 - 
 
Die Belange der Partnerschaftlichen Baulandbereitstellung in Bezug auf die Kom-
ponente Infrastrukturbeitrag seien durch den B-Plan nicht berührt.  
Eine Grundstücksneuordnung durch die Umlegungsstelle sei nicht notwendig. 
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 Stellungnahme 
  
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
  
 Abwägungsergebnis 
  
 Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2. Generaldirektion Kulturelles Erbe – Direktion Landesdenkmalpflege 
 - E-Mail vom 02.03.2016 - 
 
 Es seien keine denkmalpflegerischen Belange betroffen. 
 Die Direktion Landesarchäologie sei gesondert zu beteiligen. 
 
 Stellungnahme 
  
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Direktion Landesarchäologie wurde zusätz-

lich beteiligt. Sie hat keine Stellungnahme abgegeben. 
 
 Abwägungsergebnis 
  
 Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
3. Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Ei-

senbahnen, Referat 226 – Richtfunk, Flug-, Navigations- und Ortfunk 
- E-Mail vom 07.03.2016 - 
 

3.1 Die Bauwerke des Plangebiets haben eine Bauhöhe von unter 20 m. Die Beeinflus-
sungen von Richtfunkstrecken durch neue Bauwerke mit Bauhöhen unter 20 m sei-
en nicht sehr wahrscheinlich.  

  
 Stellungnahme 
  
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägungsergebnis 
  
 Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
  
3.2 Wenn das Planverfahren nur geringe Bauhöhen aufweist solle zukünftig auf eine 

Einholung von Stellungnahmen der Bundesnetzagentur verzichtet werden. Eine 
Ausnahme bilden Photovoltaikanlagen, da diese die Funkmessstationen der Bun-
desnetzagentur auch bei geringeren Bauhöhen stören können.  

  
3.3 Es wird darum gebeten, die Beteiligung zukünftig ausschließlich per E-Mail (Adres-

se: 226.Postfach@BNetzA.de) vorzunehmen 
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 Stellungnahme zu 3.2 und 3.3 
  
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Errichtung von Photovoltaikanlagen liegt in 

der Entscheidung des Bauherren und ist nicht Regelungsgegenstand des „O 68“. 
  
 Abwägungsergebnis 
  
 Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 

 
3.4 Es sei zu empfehlen, die Informationen zur Bauleitplanung im Zusammenhang mit 

Richtfunkstrecken sowie die zusätzlichen Hinweise auf der Internetseite der Bun-
desnetzagentur www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung im weiteren Verfahren 
zu berücksichtigen. 
 
Stellungnahme 
  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Abwägungsergebnis 
  
Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 

 
4. 70 - Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 
 - Schreiben vom 10.03.2016 - 
  
 Die Stellungnahme des Entsorgungsbetriebes vom 29.04.2015 habe nach wie vor 

Bestand. Seitens des Entsorgungsbetriebes werden die Anregungen noch einmal 
vorgetragen:  

 
4.1 Planungsstand 
  
 Aus Sicht des Entsorgungsbetriebes gebe es keine Einwände, da sich das Plangebiet 

in einem bereits bebauten Wohngebiet befindet, welches bereits an die Abfall-
sammlung angeschlossen ist. Auch eine Verdichtung des Wohngebietes sei für den 
Entsorgungsbetrieb nicht von Belang. 

 
4.2 Vorgaben der Abfallsatzung 
  
 Die Vorhaltung von Abfallbehältnissen und deren Ausgestaltung, sowie die Andie-

nung der Müllgefäßstandplätze müsse §§ 12 ff der Abfallsatzung der Stadt Mainz 
entsprechen. Das hieße:  

 
• Einrichtung von Standplätzen in maximal 15 m-Entfernung von der Straße, 
• Gewährleitung der Anfahrbarkeit mit einem Dreiachser-Müllfahrzeug (Durch-

fahrtsmöglichkeit und Gewichtsbelastung). 
 

4.3 Weitere zu beachtende Anforderungen 
 

Die Anweisungen der "BG Verkehr Berufsgenossenschaft für Transport und Ver-
kehrswirtschaft" bedürfen besonderer Beachtung (Sicherheitstechnische Anforde-
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rungen an Straßen und Fahrwege für die Sammlung von Abfällen). Demnach sollen 
Anliegerstraßen oder -wege bei geradem Straßenverlauf: 
 
• ohne Begegnungsverkehr eine Breite von mindestens 3,55 m und 
• mit Begegnungsverkehr mind. 4,75 m aufweisen. 
 
Insbesondere § 16 Müllbehälterstandplätze der "GUV-V C 27 Unfallverhütungs-
vorschrift Müllbeseitigung“ seien zu beachten:  

 
• Müllgefäße müssen frei zugänglich sein und dürfen nicht im öffentlichen Ver-

kehrsraum stehen.  
• Bei Überquerung von Tiefgaragen für Schwerlastverkehr müsse die Traglast 

von 26,0 Tonnen gewährleistet sein.  
  
 Stellungnahme 

  
 Das Schreiben des Entsorgungsbetriebes vom 29.04.2015 ist im Vermerk über eingegangene Stel-

lungnahmen der Fachämter außerhalb des förmlichen Bauleitplanverfahrens zum „O 68“ behan-
delt. Die Hinweise sind daher bekannt. Die Hinweise richten sich zudem an private Bauherren 
und betreffen nicht das Bebauungsplanverfahren.  

 
Abwägungsergebnis 

 
Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 

 
 

5. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz 
 - Schreiben vom 16.03.2016 - 
 
5.1 Bergbau / Altbergbau 

 
Die Prüfung der vorhandenen Unterlagen ergäbe, dass im Geltungsbereich des Be-
bauungsplan-Entwurfes „Weidmannstraße (O 68)“ kein Altbergbau dokumentiert 
sei und kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht erfolge. 

  
 Stellungnahme 
  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägungsergebnis 
  

Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 

5.2 Boden und Baugrund 
 
• Allgemein 

 
Bei Eingriffen in den Baugrund seien die einschlägigen Regelwerke (unter ande-
rem DIN 4020, DIN EN 1997 -1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Bei 
Neubauvorhaben oder größeren An- und Umbauten (insbesondere Lastände-
rungen) seien objektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen.  
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Stellungnahme 
  

Die Hinweise richten sich an den Bauherren und das Bauantragsverfahren.  
  

Abwägungsergebnis 
 

Die Hinweise betreffen nicht das Bebauungsplanverfahren. Eine Abwägung ist nicht erforder-
lich. 
 

• Mineralische Rohstoffe 
 

Gegen das geplante Vorhaben beständen aus rohstoffgeologischer Sicht keine 
Einwände. 
 
Stellungnahme 
 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

Abwägungsergebnis  
 

Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 

• Radonprognose 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem lokal erhöhtes und selte-
ner hohes Radonpotenzial über einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt wurde. 
Es sei dringend zu empfehlen, orientierende Radonmessungen in der Bodenluft 
vorzunehmen, um festzustellen, ob und in welchem Ausmaß Baumaßnahmen 
der jeweiligen lokalen Situation anzupassen seien. 
Es wird darum gebeten, anschließend die Ergebnisse der Radonmessungen mit-
zuteilen, damit diese in anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radon-
prognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen.  
 
Studien des Landesamtes für Geologie und Bergbau hätten ergeben, dass für 
Messungen im Gestein/Boden unbedingt Langzeitmessungen (ca. 3-4 Wochen) 
notwendig seien. Kurzzeitmessungen seien hierbei nicht geeignet.  
 
Es sei außerdem zu empfehlen, die Messungen in einer Baugebietsfläche an 
mehreren Stellen, mindestens 6/ha, gleichzeitig durchzuführen. 
 
Die Arbeiten sollen von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingeni-
eurbüro ausgeführt werden und dabei die folgenden Posten enthalten: 
  
o Begehung der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Krite-

rien; 
o Radongerechte, ca. 1 m tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei 

bodenkundliche Aufnahme des Bohrgutes; 
o Fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter; 
o Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten 

zur Ermittlung der Radonkonzentration im Messzeitraum un der mittleren 
jährlichen Radonverfügbarkeit; 

o Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma); 
o Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen. 
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Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radonsanierun-
gen könne dem „Radon-Handbuch“ des Bundesamts für Strahlenschutz ent-
nommen werden. 
 
Stellungnahme 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und an Amt 67- Grün- und Umweltamt wei-
tergeleitet. Die Ergebnisse der Radonmessungen werden von Amt 67 zur Fortschreibung der 
Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz zur Verfügung gestellt. 
Das vom Amt 67beauftragte Radongutachten ergibt, dass die Messwerte im Plangebiet des „O 
68“ insgesamt unauffällig sind. Somit seien keine Festsetzungen hinsichtlich Radon erforder-
lich (siehe Stn. unter Punkt 6.2). 
 
Abwägungsergebnis  
 

Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 

 
6. 67 - Grün- und Umweltamt 

- E-Mail vom 17.06.2015, Schreiben vom 29.03.2016, E-Mail vom 26.04.2016 und 
 29.07.2016 
 

6.1 Lärmschutz 
  
Mit E-Mail vom 17.06.2015 seien bereits textliche Festsetzungen aus Gründen des 
Schutzes gegen Fluglärm und Straßenverkehrslärm und die Formulierungen für die 
Begründung vorgelegt worden. Diese seien in die textlichen Festsetzungen bzw. in 
die Begründung mitaufzunehmen.  
Im Folgenden werden die aufzunehmenden textlichen Festsetzungen zum Fluglärm 
und Straßenverkehrslärm sowie deren Begründung, die in der E-Mail vom 
17.06.2015 und der Stellungnahme vom 29.03.2016 aufgeführt werden, zusammen-
fassend genannt: 
 
• Fluglärm 

 
o Begründung (siehe Email vom 17.06.2015) 
 

Die maßgebliche Betriebssituation für das Plangebiet stelle die Ostbetriebs-
richtung am Flughafen Frankfurt dar. Die Prognose für das Jahr 2020 (Aus-
bausituation) zeige einen Mittelungspegel von 57 dB(A) am Tag und 48 
dB(A) in der Nacht. Der Orientierungswert für Verkehrslärm nach DIN 
18005, Schallschutz im Städtebau, betrage 55 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in 
der Nacht. Der Orientierungswert werde am Tag um 2 dB(A) und in der 
Nacht um 3 dB(A) überschritten. Der mittlere Maximalpegel der Einzelereig-
nisse (Überflüge) betrage 68 dB(A). Zur Sicherung der gesunden Wohnver-
hältnisse seien folgende Festsetzungen zum Schallschutz erforderlich. 

 
o Textliche Festsetzung 
 

"Zum Schutz vor Fluglärm ist die Schalldämmung von Außenfassaden 
schutzbedürftiger Aufenthaltsräume nach DIN 4109, Schallschutz im Hoch-
bau, mindestens entsprechend dem Lärmpegelbereich III nach DIN 4109 
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auszuführen. Bei der Neuerrichtung von Schlafräumen sind diese mit einer 
fensterunabhängigen schallgedämmten Belüftungseinrichtung auszustatten, 
die die Nennlüftung nach DIN 1946, Teil 6, gewährleistet." 

 
• Straßenverkehrslärm 

 
o Begründung (siehe Email vom 17.06.2015) 

 
Der Straßenverkehrslärm wirke insbesondere entlang der Straße „Am Stifts-
wingert“ und entlang der „Göttelmannstraße“ ein. An den zu diesen Straßen 
hin orientierten Fassaden wirken Pegel von ca. 64/65 dB(A) tags ein. Der 
Orientierungswert nach DIN 18005, Schallschutz im Städtebau, betrage 55 
dB(A) für Verkehrslärm. Dieser Wert werde um bis zu 10 dB(A) überschrit-
ten. Der Maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109 betrage ca. 68 dB(A). 
Zur Sicherung der gesunden Wohnverhältnisse seien folgende Festsetzungen 
zum Schutz gegen Verkehrslärm erforderlich. 

 
o Textliche Festsetzung 

 
"Die der Kreisstraße K7 zugewandten Fassaden der ersten Häuserreihe sind 
entsprechend dem Lärmpegelbereich IV der DIN 4109, Schallschutz im 
Hochbau, auszuführen. An diesen Fassaden dürfen keine Terrassen oder Bal-
kone errichtet werden. Hiervon kann ausnahmsweise abgewichen werden, 
wenn die Außenwohnbereiche als Wintergärten ausgeführt werden. Schutz-
bedürftige Aufenthaltsräume sind an dieser Fassade nur zulässig, wenn sie 
mindestens ein öffenbares Fenster an einer seitlichen Fassade (und damit au-
ßerhalb des Lärmpegelbereiches IV) haben oder mindestens ein zum Lüften 
geeignetes Fenster durch eine vorgehängte hinterlüftete Glasfassade, einen 
Wintergärten, oder eine vergleichbare vorgelagerte Schallschutzmaßnahme 
geschützt wird." 

 
Stellungnahme 
 
Die gestellten Anforderungen werden sowohl im Bebauungsplan, in den textlichen Festsetzungen, 
als auch in der Begründung berücksichtigt.  
 

Abwägungsergebnis  
 

Den Anregungen kann gefolgt werden. 
 
6.2 Bodenschutz, Altlastenverdacht, Radon 
 

• Altlastenverdacht 
 
Die Prüfung der Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfes 
ergäbe keine Hinweise auf Altlastenverdacht, schädliche Bodenveränderungen 
oder Grundwasserverunreinigungen.  

 
Stellungnahme 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Abwägungsergebnis  
 

Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 

• Radon 
 
Wie in der Vorkoordinierung am 05.05.2015 bereits dargelegt, sei aufgrund der 
Vorgaben des Landesamtes für Geologie und Bergbau eine Radonuntersuchung 
im Plangebiet erforderlich. Die Untersuchungen seien noch nicht abgeschlossen. 
Aufgrund der Erfahrungen von Baugebieten in der näheren Umgebung mit ver-
gleichbaren geologischen Gegebenheiten seien keine außergewöhnlichen Mess-
ergebnisse zu erwarten. Amt 67 gehe davon aus, dass das Gebiet in die Radon-
vorsorgeklasse I eingestuft werden könne und somit keine Festsetzungen erfor-
derlich seien.  
 
Stellungnahme 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Vermutung, dass das Gebiet in die Ra-
donvorsorgeklasse I eingestuft werden kann, ist als Aussage jedoch nicht belastbar. Daher wa-
ren die Ergebnisse der Radonuntersuchung abzuwarten.  
Ende Juli leitete Amt 67 das von ihnen beauftragte Radongutachten per E-Mail 
(29.07.2016) an Amt 61 weiter. Die Ergebnisse der Radonuntersuchung ergeben, dass die 
Messwerte im Plangebiet des „O 68“ insgesamt unauffällig seien.  Laut Gutachter werden 
mindestens Radonpräventionsmaßnahmen der Radonvorsorgegebietsklasse I (RVK I) empfoh-
len. Aus Sicht des Amtes 67 seien diese Maßnahmen in allen Fällen ausreichend und entsprä-
chen dem Stand der Technik bei Neubauten. Somit seien keine Festsetzungen hinsichtlich Ra-
don erforderlich. 
 
Abwägungsergebnis  
 

Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 

• Bodenschutz 
 
Die grundlegenden Belange des Bodenschutzes seien erfüllt. Aufgrund der ge-
ringen gegenwärtigen und geplanten Flächenausnutzung könne die natürlichen 
Funktionen des Bodens weitgehend erhalten werden. 

 
Stellungnahme 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 

Abwägungsergebnis  
 

Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 

6.3 Wasserwirtschaft, Gewässerschutz 
 
• Nach § 55 (2) Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sei Niederschlagswasser ortsnah zu 

versickern, zu verrieseln oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermi-
schung mit Schmutzwasser in ein Gewässer einzuleiten, soweit dem weder was-
serrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirt-
schaftliche Belange entgegenstehen.  
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Die im zweiten Halbsatz genannten entgegenstehenden Belange träfen auf das 
Plangebiet nach gegenwärtigem Kenntnisstand nicht zu. Die Voraussetzungen 
für eine weitgehend natürliche und den Regeln das WHG entsprechende Nie-
derschlagswasserbewirtschaftung seien somit gegeben.  

  
• Folgende Festsetzung seien in den textlichen Festsetzungen aufzunehmen: 

 
Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 
„Der Anteil an befestigten Flächen ist auf das erforderliche Mindestmaß zu be-
schränken. Zuwege, Zufahrten und Stellplätze sind -soweit nicht andere Vor-
schriften entgegenstehen- ausschließlich mit wasserdurchlässigen Belägen (bei-
spielhaft Rasenpflaster oder offenporiges Wabenfugenpflaster) und versicke-
rungsfähigem Unterbau auszuführen.“ 
 

• Aufgrund gesetzlicher Änderungen sei im Bebauungsplan der Absatz „Verwer-
tung und Versickerung von Niederschlagswasser“ in Kapitel III - Hinweise wie 
folgt neu zu formulieren: 
 
„Aufgrund § 55 (2) des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) soll Niederschlagswasser ortsnah versickert werden, 
soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vor-
schriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

 
Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Niederschlagswasser als Brauch- 
und/oder Beregnungswasser können Zisternen errichtet werden. Diese sind ge-
mäß § 62 Abs. 1 Nr. 5 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) bis zu 50 
m³ Behälterinhalt und bis zu 3 m Höhe genehmigungsfrei. Darüber hinaus soll 
unverschmutztes Niederschlagswasser breitflächig oder über flach angelegte 
Versickerungsmulden auf dem Grundstück, unter Ausnutzung der belebten Bo-
denschicht (zur Erhaltung und Anreicherung des Grundwasserstandes) dem 
Grundwasser zugeführt werden. 

 
Die gezielte Einleitung von Niederschlagswasser in den Untergrund über 
Schluckbrunnen bzw. Rigolen bedarf wegen der damit verbundenen Verunreini-
gungsgefahr nach § 8 Abs. 1 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes 
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) einer wasserrechtlichen Erlaubnis.  
Die technischen Ausführungen der Versickerung, die Standorteignung sowie das 
Erlaubnis- und/oder Genehmigungsverfahren sind mit der Stadtverwaltung 
Mainz abzustimmen. Ab 500 qm angeschlossene abflusswirksame Fläche je Ver-
sickerungsanlage ist die obere Wasserbehörde für das Erlaubnisverfahren zu-
ständig.“ 
 
Stellungnahme 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die  gestellten Anforderungen werden im Be-
bauungsplan in den textlichen Festsetzungen sowie in Kapitel III – Hinweise berücksichtigt. 
 

Abwägungsergebnis  
 

Den Anregungen kann gefolgt werden. 
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6.4 Natur-, Artenschutz, Landschaftsbild 
 

Das dem Stadtplanungsamt mit E-Mail vom 07.12.2015 vorliegende Gutachten 
„Erfassung der markanten Bäume und Artenschutzfachliches Gutachten“ (Land-
schaftsökologie und Zoologie, Twelbeck et al v. 04.12.2015) sei fachlich mit Amt 
67 abgestimmt. Die für den Baumschutz und Artenschutz zu ziehenden Rück-
schlüsse seien mit der o. g. Mail und einer weiteren E-Mail vom 26.04.2016, die 
noch einen Satz zum Hinweis „Besonderer Schutz von Bäumen“ ergänzt, mitge-
teilt.  
 
Das Grün- und Umweltamt konkretisiert dazu wie folgt: 
 
• Bebauungsplan 

 
o Das Naturdenkmal "Eichen Am Stiftswingert" solle als zu erhaltend im Plan 

zeichnerisch festgesetzt werden. 
 
o Die weiteren markanten Bäume (s. Anlage 2 des o.g. Gutachtens) sollen 

ebenfalls im Plan zeichnerisch als zu erhaltend festgesetzt werden. 
 

• Hinweise 
 
o Da es sich bei der Erfassung der Bäume um eine nur luftbildgenaue Darstel-

lung handele, sei ein entsprechender Hinweis „Besonderer Schutz von Bäu-
men“ aufzunehmen:  
 

 „Im Falle geplanter Abriss-, Bau-, Sanierungs- oder Renovierungsmaßnah-
men sind vor Planungsbeginn die jeweils betroffenen Bäume als Beurtei-
lungsgrundlage für den Baumerhalt sowie für erforderliche Schutzvorkehrun-
gen im Stamm-, Kronen- und Wurzelbereich bspw. nach DIN 18920 flächen- 
sowie höhenmäßig exakt einzumessen. Die für die zu errichtenden Gebäude 
vorzusehenden Baugruben sollen einen Abstand von 2 m zum Kronentrau-
bereich einhalten.“ 

 
o Die Aufnahme eines Hinweises „Besonderer Artenschutz“ sei erforderlich: 
 
 „Die Bäume sind auf ihren Bestand an Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu 

untersuchen; ggf. sind geeignete Schutzvorkehrungen zu treffen (s. Kapitel 4 
des o. g. Gutachtens). 

 
 Vor geplanten Abriss-, Bau-, Sanierungs- und Renovierungsmaßnahmen sind 

die in Kapitel 4 des o. g. Gutachtens formulierten artenschutzfachlichen 
Vermeidungs-, Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen einzuhalten. 
Auf die Einhaltung der Bestimmungen des § 24 (3) LNatSchG v. 06.10.2015 
auch im Falle baugenehmigungsfreier Vorhaben wird ausdrücklich verwiesen. 

 
 In diesem Bebauungsplan können insbesondere Vögel und Fledermäuse be-

troffen sein. 
 
 Die Artenschutzbestimmungen der §§ 19 und 44 BNatSchG sind zu beach-

ten. Zur Vermeidung der Tötung, Beschädigung oder Gefährdung besonders 
geschützter und bestimmter anderer Tierarten i. S. des § 7 BNatSchG dürfen 
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Rodungen und Fällungen von Gehölzbeständen (vorbehaltlich eventuell zu-
sätzlich erforderlicher Fällgenehmigungen) nur außerhalb der Vegetationszeit, 
d.h. nur in der Zeit vom 1.10. bis zum 28.2. vorgenommen werden. Außer-
halb des o. g. Zeitraumes ist eine weitere artenschutzrechtliche Beurteilung 
nach Maßgabe des o. g. Gutachtens erforderlich. 

 
 Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Befrei-

ung/Ausnahme nach § 67 / § 45 BNatSchG bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde zu beantragen. 

 
 Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 20 BauGB i.V.m. § 19 BNatSchG ist beim Bau großer 

Fensterfronten darauf zu achten, dass das Kollisionsrisiko für Vögel weitge-
hend gemindert wird. Zur Vermeidung von Vogelschlag an Glasbauteilen 
sind  vorsorglich bestimmte Vogelschutzgläser zu verwenden. Hierzu zählen 
u.a. Glasbausteine, transluzente, mattierte, eingefärbte, bombierte oder struk-
turierte Glasflächen, Sandstrahlungen, Siebdrucke, farbige Folien oder feste 
vorgelagerte Konstruktionen wie z.B. Rankgitterbegrünungen). Abstände, 
Deckungsgrad, Kontrast und Reflektanz sind dem Stand der Technik ent-
sprechend auszuführen. 

 
 Als bestandstützende Maßnahme wird grundsätzlich empfohlen, an den Ge-

bäuden Nisthilfen für Gebäudebrüter (Vögel/ Fledermäuse) vorzusehen. Nä-
here Auskünfte erteilt das Grün- und Umweltamt.“ 

 
o Im Kapitel IV. - Rechtsgrundlagen sei das Landesnaturschutzgesetz 

(LNatSchG) vom 6. Oktober 2015 zu zitieren. 
 

• Begründung 
 
In Kapitel 10 - Umweltbelange seien die o. g. Aussagen zu aktualisieren. 

 
Stellungnahme 
 
Das Naturdenkmal "Eichen Am Stiftswingert" wird nachrichtlich in den Bebauungsplan über-
nommen. Die zwei Eichen werden nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB als zu erhaltend festge-
setzt.  
Bei den markanten Bäumen, die als zu erhaltend festgesetzt werden sollen, handelt es sich zum 
überwiegenden Teil um Bäume, die unter die RVO fallen. Grundsätzlich muss die RVO im 
Baugenehmigungsverfahren für diese Bäume Berücksichtigung finden. Zudem richten sich die Hin-
weise an private Bauherren und betreffen nicht unmittelbar das Bebauungsplanverfahren. Dennoch 
können die gestellten Forderungen in den Hinweisen Berücksichtigung finden.  
Über die zeichnerische Festsetzung der zu erhaltenden Bäume wurde nochmal in einem gesonderten 
Termin mit Amt 67 diskutiert und man konnte sich einvernehmlich zu folgender Lösung einigen:  
Zunächst war die Verortung der markanten Bäume aus dem Gutachten zu ungenau. Manche 
Standorte wiesen Abweichungen von bis zu 5 m auf. Daher wurde eine genaue Einmessung der 
Bäume beauftragt. Das Gutachten wurde dementsprechend angepasst. Auf dieser Grundlage 
konnte ein Plan erstellt werden, der deutlich machen sollte, für welche markanten Bäume es sinn-
voll erscheint, als zu erhaltend festgesetzt zu werden. Dafür wurden in diesem Plan alle markan-
ten Bäume differenziert in a) Bäume, die sich auf einer überbaubaren Grundstücksfläche befinden, 
b) Bäume, deren Baumstamm keinen Mindestabstand von 7,00 m zu einer möglichen Bebauung 
bzw. zu einer überbaubaren Grundstücksfläche einhalten können und c) Bäume, deren Baum-
stamm den zuvor genannten Mindestabstand von 7,00 m einhalten können. Der Mindestabstand 



____________
 Vermerk Behördenbeteiligung "O 68" 

_____________________________________________________________________________________
 

 12 von 15 

von 7,00 m ergibt sich dabei aus 5,00 m Radius für die Baumkrone plus 2,00 m einzuhaltender 
Abstand vom Kronentraufbereich zur Baugrube einer möglichen Bebauung.  
Gemeinsam mit Amt 67 einigte man sich, lediglich die Bäume, die unter Punkt c) fallen, in den 
Bebauungsplan als zeichnerische Festsetzung zu übernehmen. 
Die Rechtsgrundlagen und die Begründung werden aktualisiert und angepasst.  
 
Abwägungsergebnis  
 

Den Anregungen kann gefolgt werden. Das Thema „Festsetzung markanter Bäume“ wurde ge-
meinsam mit dem Grün- und Umweltamt abgestimmt, sodass man sich gemeinsam darauf einigen 
konnte, im Plangebiet des „O 67“ ausschließlich die markanten Bäume, die nicht auf den über-
baubaren Grundstücksflächen liegen und einen Mindestabstand von 7,00 m zu den Baugrenzen 
einhalten, als zu erhaltend festzusetzen.  
 
 

7. 60 - Bauamt, Abt. Bauaufsicht 
- Schreiben vom 31.03.2016 - 

 
7.1 Wohneinheiten 
  
 Die Bauaufsicht stellt fest, dass keine Regelung zur Anzahl der Wohneinheiten ge-

troffen wurde. 
  

Stellungnahme 
 
Der Hinweis ist korrekt. Regelungen zur Anzahl der Wohneinheiten werden im weiteren Verfah-
ren, dort wo sie erforderlich sind, getroffen. 
 
Abwägungsergebnis  
 

Der Anregung kann gefolgt werden. 
 

7.2 Dachneigung  
 
Es wird angeregt, in den textlichen Festsetzungen, Ziffer II Nr. 1, nicht nur eine 
Maximalangabe, sondern auch eine Minimalangabe für die Dachneigung anzuge-
ben.  
 
Stellungnahme 
 
In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten sind im Bebauungsplanentwurf ausschließlich sym-
metrisch geneigte Dächer mit einer Dachneigung von maximal 30° zulässig. Eine Untergrenze der 
Dachneigung wurde bisher noch nicht vorgenommen.  
Die im Plangebiet anzutreffenden geneigten Dächer der Wohngebäude wurden in ihrem Zusam-
menwirken als Dachlandschaft noch einmal überprüft. Damit im Plangebiet ein einheitliches Er-
scheinungsbild der jeweilig unterschiedlich geprägten Wohngebiete gewahrt, aber gleichzeitig auch 
ein gewisser Spielraum bestehen bleibt, kann die Dachneigung für die festgesetzten Wohngebiete  
„WA 4“, „WA 5“, „WA 6“ und „WA 7“ auf 25° - 40° und für das festgesetzte Wohngebiet 
„WA 8“ auf 30° - 45° eingegrenzt werden. Die Dachneigung der Hausgruppen im „WA 5“ 
sollte allerdings, im Rahmen der zulässigen Dachneigung, einheitlich ausgeführt werden.  
Eine Ausnahme von den textlichen Festsetzungen zur Dachneigung bilden die festgesetzten allge-
meinen Wohngebiete „WA 1“, „WA 2“ und „WA 3“, für die keine konkreten Regelungen der 
Dachform bzw. Dachneigung bestimmt werden.  
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Abwägungsergebnis  
 

Der Anregung kann im o.g. Umfang gefolgt werden. 
 

7.3 Dachflächenfenster 
 
Außerdem wird festgestellt, dass in den textlichen Festsetzungen, Ziffer II Nr. 2, 
Dachflächenfenster nicht ausgeschlossen werden und somit zulässig seien. In der 
Begründung, Ziffer 9.2, spräche man aber von einer weitgehend geschlossenen 
Dachlandschaft, die zu erhalten sei. Es wird daher angeregt, Größen und Anzahl 
von Dachflächenfenstern festzulegen.  
 
Stellungnahme 
 
Es ist es richtig, dass Dachflächenfenster in den textlichen Festsetzungen nicht ausgeschlossen wer-
den. In der Begründung zum Bebauungsplan zu Ziffer 9.2 wird erläutert, dass das Zulassen von 
überproportionalen Dachgauben, die weitgehend geschlossenen Dachflächen öffnen und demzufolge 
eine unruhige Dachlandschaft erzeugen würde. Dies wäre dem Wohnquartier aus städtebaulicher 
Sicht abträglich. Dachaufbauten sind daher nur als Schleppgauben zulässig und ihre Gesamtbreite 
ist auf 50 % der gesamten darunterliegenden Außenwand des Gebäudes begrenzt. Da Dachflä-
chenfenster nicht wie Dachaufbauten baulich über die Dachflächen hinaus ragen, würden sie die 
überwiegend geschlossene Dachlandschaft nicht beeinträchtigen. Außerdem sind in der Dachfläche 
liegende Fenster nach § 62 Abs. 2 Nr. 3 LBauO zulässig und bedürfen keiner Genehmigung. 
Vor diesem Hintergrund wurde auf die Festsetzung zu Dachflächenfester verzichtet. 
 
Abwägungsergebnis  
 

Der Anregung kann nicht gefolgt werden. 
 

7.4 Redaktionell 
  

Das Wort „sind“ am Ende des Satzes in den textlichen Festsetzungen unter Ziffer 
I. Nr. 3.1 könne entfallen. 

 
Stellungnahme 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 

Abwägungsergebnis  
 

Der Anregung kann gefolgt werden und wird im Text verbessert. 
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8. Telefónica Germany GmbH & Co. OHG 
- E-Mail vom 04.03.2016 und 01.04.2016 - 

 
8.1 Erdverlegte Anlagen oder deren Planung bestehen im Geltungsbereich nicht. Eine 

Stellungnahme der Abteilung „Richtfunkplanung“ ginge dem Stadtplanungsamt ge-
sondert zu. 

 
 Stellungnahme 
 
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme der Abteilung „Richtfunkpla-

nung“ ging per E-Mail am 01.04.32016 ein. 
 
 Abwägungsergebnis 
  
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
8.2 Die Abteilung Richtfunkplanung teilt mit, es verliefen in der Nähe des Plangebiets 

16 Richtfunkverbindungen. Zur Vermeidung erheblicher Störungen seien Voraus-
setzungen bei der weiteren Planung zu berücksichtigen: 

 
• Alle geplanten Masten, Rotoren und allenfalls notwendige Baukräne oder sonsti-

ge Konstruktionen dürfen nicht in die Richtfunktrassen ragen und müssen einen 
horizontalen und vertikalen Schutzkorridor zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen 
einhalten.  

• Es werde um Berücksichtigung und Übernahme der o.g. Richtfunktrassen ein-
schließlich der Schutzbereiche in die Bauleitplanung gebeten. Innerhalb der 
Schutzbereiche (horizontal und vertikal) seien entsprechende Bauhöhenbe-
schränkungen festzusetzen, damit die raumbedeutsamen Richtfunkstrecken 
nicht beeinträchtigt werden. 

 
Stellungnahme 

  
 Die eher pauschal formulierte Stellungnahme bezieht sich offensichtlich nicht konkret auf das 

Plangebiet des „O 68“. Die gelieferten Unterlagen sind nicht ausreichend konkret und somit nicht 
verwertbar. Vielmehr ist die Stellungnahme auf die Errichtung von Windkraftanlagen ausgelegt. 
Bei dem gegenständlichen Bebauungsplan handelt es sich allerdings um ein bestehenden Siedlungs-
bereich der lediglich überplant werden soll. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Bauhöhen 
von max. 12 m festgesetzt. Damit liegen diese überall deutlich unter den geforderten Höhenbegren-
zungen der Telefónica. Wir gehen vor diesem Hintergrund davon aus, dass die Richtfunktrassen 
der Telefónica durch den „O 68“ nicht beeinträchtigt werden. Folglich werden keine Bauhöhenbe-
schränkungen festgesetzt. 

 
 Abwägungsergebnis 
  
 Der Anregung kann nicht gefolgt werden.  
 

 
9.  Vodafone Kabel Deutschland GmbH 

- E-Mail vom 01.04.2016 - 
     

  Gegen die geplante Maßnahme seien keine Einwände geltend zu machen. 
 In dem Planbereich befänden sich Telekommunikationsanlagen des Unterneh-





































Fluglärm  

 

Prognose 2020, Ostbetrieb Nacht, Pegel an diesem Punkt = 48dB(A) 

 

 

Prognose 2020, Ostbetrieb Tag, Pegel an diesem Punkt = 57dB(A) 
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WG: Radongutachten Weidmannstraße  - O 68
  29.07.2016 09:33

Kopie:

Protokoll: Diese Nachricht wurde weitergeleitet.

Sehr geehrte Frau ,

beiliegend übersenden wir das Radongutachten zum Bebauungsplan O 68. Die Messwerte sind 
insgesamt unauffällig. Laut Gutachter werden für den Bebauungsplan mindestens 
Radonpräventationsmaßnahmen der Radonvorsorgegebietsklasse I (RVK I) empfohlen. Aus unserer 
Sicht sind diese in allen Fällen ausreichend, sie entsprechen dem Stand der Technik bei Neubauten. 
Somit sind keine Festsetzungen hinsichtlich Radon erforderlich . 

Da ich ab nächster Woche in Urlaub bin, steht ihnen für Rückfragen und ggf. zusätzliche 
Erläuterungen Herr  zur Verfügung, ab 08. August auch Frau   

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

Landeshauptstadt Mainz 
Grün- und Umweltamt

Christof Reinhard

Von:
An:
Kopie:
Datum: 22.07.2016 16:29
Betreff: Radongutachten weidmannstraße

Sehr geehrte Frau 

in der Anlage übersende ich Ihnen ein PDF des Radongutachtens BPL 
"Weidmannstraße".

das gedruckte Exemplar ist mit der Post unterwegs.

Mit freundlichen Grüßen

 



---
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O 68
  An: 26.04.2016 12:48

Hallo Frau 

hier wie besprochen ein Ergänzungsvorschlag (fett) zum Hinweis Besonderer Baumschutz:

„Im Falle geplanter Abriss-, Bau-, Sanierungs- oder Renovierungsmaßnahmen sind vor 
Planungsbeginn die jeweils betroffenen Bäume als Beurteilungsgrundlage für den Baumerhalt 
sowie für erforderliche Schutzvorkehrungen im Stamm-, Kronen- und Wurzelbereich bspw. 
nach DIN 18920 flächen- sowie höhenmäßig exakt einzumessen.  
Die für die zu errichtenden Gebäude vorzusehenden Baugruben sollen einen  Abstand 
von 2m zum Kronentraufbereich einhalten."

Anbei noch mal der Plan der markanten Bäume.

Zum Schutz der Bäume durch zeichnerische und textliche Festsetzungen sollten wir uns bitte ab 
morgen nochmal telefonisch unterhalten.  

Gruß, 

O68_markanteBaeume_Due.pdfO68_markanteBaeume_Due.pdf  

Landeshauptstadt Mainz 
Grün- und Umweltamt



{Im Archiv}  WG: O68_Weidmannstraße , Bäume
  01.06.2016 13:34

Kopie:

Protokoll: Diese Nachricht wurde beantwortet.

Archiv: Diese Nachricht wird in einem Archiv angezeigt .

Sehr geehrte Frau 

die Daten liegen jetzt exakt vor (s. Anlagen).

Da sich in der Baumtabelle bei Nr. 225 noch eine Änderung ergeben hat, erhalten Sie weiterhin den 
Text in der fortgeschriebenen Fassung vom 31.05.2016

Mit freundlichem Gruß,
i.A.

 

Landeshauptstadt Mainz 
Grün- und Umweltamt

20160530_O68_markanteBaeume.pdf20160530_O68_markanteBaeume.pdf O68_290616.zipO68_290616.zip           
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